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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach und der 
Gruppe der PDS 
Drucksache 13/10097 — 


Einschränkung der Zufluchtmöglichkeiten für Kurdinnen und Kurden 
und die Rolle der Türkei 


Das flüchtiings- und migrationspolitische Informationszentrum der EU 
(CIREFI) empfahl den westeuropäischen Innen- und Justizministem am 
24. Oktober 1997 Maßnahmen zur Einschränkung der Fluchtmöglich- 
keiten für Kurdinnen und Kurden (Dok, -Nr. 11658/97). CIREFI schlägt 
hierfür u. a. „eine enge Einbeziehung der zweiten Säiüe“ (außen- und 
sicherheitspolitische Säule der EU) vor. Die „Ideallösung" bestünde für 
CIREFI darin, „ein Rückführungsabkommen mit der Türkei zu schließen, 
das sich auch auf Staatsangehörige anderer Drittländer (wie dem Irak, 
Anm. d. Verf.) erstreckt". 

Das Generalsekretariat des EU-Rates schlug am 3. Dezember 1997 den 
Innen- und Justizministem der EU vor, eine vom Assoziationsrat EG- 
Türkei am 30. Oktober 1995 angenommene Entschließimg umzusetzen 
(vgl. Dok. -Nr. SN 4812/97). Darin wurde eine Zusammenarbeit der EU 
und der Türkei u. a. in den Bereichen Asyl und Bekämpfung der illegalen 
Einwandemng in Aussicht genommen. 

Obwohl die Türkei vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
und dem Antifolterkomitee des Europarates mehrfach wegen Men- 
schenrechtsverletzungen gegenüber Kurdinnen und Kurden vemrteilt 
worden ist und die türkische Regiemng durch ihre fortgesetzten völker- 
rechtswidrigen Invasionen in den Nordirak Fluchtursachen für Kur- 
dinnen und Kurden schafft, wurden türkische Polizeivertreter zu der von 
der Schengen-Kooperation initiierten Konferenz hochrangiger Polizei- 
vertreter am 8. Januar 1998 nach Rom eingeladen. Türkische Polizei- 
bzw. Regiemng svertreter haben auch an Folgetagungen, zuletzt am 
3. Febmar 1998 teilgenommen, ungeachtet dessen, daß die türkischen 
Behörden nahezu zeitgleich den gesamten Vorstand der prokurdischen 
Partei HADEP festgenommen hatten. 

Unmittelbar nach der römischen Polizeikonferenz begannen die türki- 
schen Behörden schwerpunktmäßig in Istanbul nüt medienwirksam in- 
szenierten Massenfestnahmen von Flüchtlingen, bei denen mehr als 
1 400 Personen festgenommen wurden. Ein Mensch kam bei dieser Poli- 
zeiaktion zu Tode. Der türkische Innenminister kündigte daraufhin die 
Errichtung von Flüchtlingslagern an. Zunächst, so verlautete es in An- 
kara, sei an eine „Lagerkapazität von 3 000 Personen gedacht" (taz, 
12. Januar 1998). 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 14, April 
1998 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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In seinem „Sofort- Aktionsprogramm“ hatte der Bundesminister des 
Innern Anfang Dezember 1997 seinen EU-KoUegen vorgeschlagen, „ dem 
Migrationsphänomen (sic!) nahe am Ausgangsherd entgegenzutreten, 
wo es sich noch im Zustand der Beherrschbarkeit befindet und daher 
effizienter zu bewältigen ist". Das türkische Müitär ist nunmehr dabei, 
eine mögliche kurdische Massenflucht notfalls militärisch „zu unter- 
binden". Dies bestätigte der türkische Verteidigungsminister Ismet 
Sezgin gegenüber der französischen Nachrichtenagentur AFP. Anfang 
Februar 1998 waren erneut rund 7 000 türkische Soldaten in den Nordirak 
eingednmgen. Pressemeldungen, nach denen weitere 30 000 Soldaten 
bereitstehen würden, um ggf . eine müitärische „Pufferzone" einzurichten 
und so auf irakischem Territorium kurdische Flüchtlinge abzufangen (vgl. 
taz, 12. Dezember 1998), wollte die türkische Regierung allerdings nicht 
bestätigen. In Ankara werde lediglich an „die Errichtung von Zelt- 
städten" gedacht (AFP, 9. Februar 1998). 

Aufgrund des mit massiven Menschenrechtsverletzungen (wie z.B. der 
Zerstörung von rd 3 000 kurdischen Dörfern) verbundenen Krieges der 
türkischen Armee flohen Anfang der 90er Jahre Tausende Kurdinnen 
und Kurden aus der Türkei in den Nordirak. 15 000 von ihnen lebten in 
dem vom Hochkommissar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR) betreuten Flüchtlingslager Etrus. Dieses wurde aber auf Druck 
der Türkei und auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen der Demo- 
kratischen Partei Kurdistans (KDP) und der Patriotischen Union (PUK) im 
Februar 1997 aufgelöst. Tatsache ist, daß die türkische Armee, aber auch 
KDP-Peschmergas, das Lager Etrus zuvor immer wieder miÜtärisch an- 
gegriffen hatten (vgl. JW, 2. Oktober 1997 und taz, 25. Januar 1997). 

Die kurdischen Flüchtlinge aus Etrus wurden ihrem Schicksal über- 
lassen. Einige tausend Menschen errichteten in Ninova in der Nähe des 
Erdölgebiets um Mossul erneut ein Flüchtlingslager, dessen Grund- 
versorgung das UNHCR übernahm. 

Anfang Februar dieses Jahres wurde auch das Lager Ninova vom 
UNHCR aufgegeben. Seither befinden sich laut einer Pressemitteilung 
der „Föderation Kurdischer Vereine in Deutschland" (YEK-KOM) vom 
17. Februar 1998 etwa 7 000 Flüchthnge aus Ninova wieder auf der 
Flucht vor Angriffen der türkischen Armee und von Angehörigen der mit 
der Türkei verbündeten KDP. Die Fluchtmöglichkeit sowohl in die Türkei 
wie auch in den Irak wird den hungernden und schutzlos der Kälte aus- 
gesetzten Menschen sowohl vom türkischen als auch vom irakischen 
Militär versperrt. 

Hinzu kommt, daß die türkische Regierung allein 1997 rd. 22 000 iraki- 
sche Kurdinnen und Kurden in den Irak abgeschoben hat. Dies be- 
stätigte ein Sprecher des UNHCR gegenüber der Katholischen Nach- 
richtenagentur (KNA, 23. Januar 1998). 


Vorbemerkung 

Soweit Fragen auf nachrichtendienstliche Erkenntnisse abzielen, 
nimmt die Bundesregierung dazu - einer ständigen Praxis folgend 
- nur gegenüber den für die Kontrolle der Nachrichtendienste zu- 
ständigen Gremien Stellung. Sie beantwortet Fragen auch dann 
nicht, wenn sie auf Erkenntnisse von Pohzeibehörden - soweit sie 
nicht öffenthch bekanntgemacht wurden oder zur Zeit nicht be- 
kanntgemacht werden sollen ~ zurückgreifen müßte. Des weiteren 
beantwortet sie Fragen zu Maßnahmen und Erkenntnissen dritter 
Staaten nur, soweit diese ihr bereits bekannt sind und von ihr 
Antworten ohne Beeinträchtigung der Beziehungen zu anderen 
Staaten oder internationalen Organisationen gegeben werden 
können. 


1. Wie viele Kurdinnen und Kurden, die Ende letzten Jahres unter 
dramatischen Umständen an den Küsten Italiens gestrandet waren, 
sind seit Beginn des Jahres 1998 vom Bundesgrenzschutz (BGS) 
wegen sog. illegaler Einreise festgenommen worden? 


Eine Aussage zu den Festnahmezahlen ist nicht möglich, da es 
sich bei den „Kurdinnen und Kurden" sowohl um irakische als 
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auch um türkische Staatsangehörige kurdischer Volkszugehörig- 
keit handeln kann und die statistische Erfassung des BGS sich auf 
die jeweihge Staatsangehörigkeit, nicht aber auf die Volkszuge- 
hörigkeit bezieht. Darüber hinaus werden von in Deutschland 
aufgegriffenen, illegal eingereisten Ausländem häufig die Wan- 
demngswege falsch oder gar nicht angegeben. 

2. In welchen Gremien der EU kam es mittlerweile zu der von CIREFI 
vorgeschlagenen „engen säulenübergreif enden Zusammenarbeit" 
bei der Einschränkung der Fluchtmöglichkeiten für Kurdinnen und 
Kurden? 

Welche außen- und sicherheitspolitischen Vorschläge wurden hier- 
bei von den Vertreterinnen und Vertretern der zweiten, also der 
außen- und sicherheitspolitischen, Säule bislang unterbreitet? 

Der K.4-Ausschuß hat in seiner Sitzung vom 29. Oktober 1997 be- 
schlossen, eine multidisziplinäre ad-hoc-Arbeitsgruppe zu bilden, 
die sich aus Asyl- und Migrations experten, Mitghedem der Ar- 
beitsgruppe EUROPOL und Sachverständigen der 2. Säule zu- 
sanunensetzt. 

Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe hat einmalig am 18. November 1997 
getagt und einen Bericht an den Rat Justiz/Inneres ausgearbeitet 
(Dok. 12512/3/97 ASIM 229 REV 3 vom 4. Dezember 1997). 

Im übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Steffen Tippach 
und der Gruppe der PDS - Drucksache 13/9792 vom 4. Februar 
1998 - verwiesen. 

Der Aktionsplan der EU zur illegalen Einwanderung aus dem Irak 
und den Nachbarregionen umfaßt alle Bereiche der Außenbezie- 
hungen der EU (Außen- und Sicherheitspolitik, Außenwirtschaft, 
rechtüche Zusammenarbeit). Diese wurden mehrfach in den zu- 
ständigen Gremien der EU diskutiert. Das Politische Komitee be- 
faßte sich wiederholt mit den außen- und sicherheitspolitischen 
Aspekten. Im Mittelpunkt der Bemühungen stehen dabei Ge- 
spräche mit der türkischen Regierung und die Zusammenarbeit 
mit dem UNHCR. 


3. Hat die EU inzwischen die vom Assoziationsrat EG-Türkei am 
30. Oktober 1995 angenommene Entschließung über eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit der Türkei in den Bereichen Justiz und Inneres 
umgesetzt? 

a) Wenn ja, welche Maßnahmen für eine verstärkte Zusammen- 
arbeit wurden daraufhin mit der Türkei geplant bzw. vereinbart? 

b) Wenn nein, für wann ist die Umsetzung dieser Entschüeßung 
geplant? 

Welche praktischen Auswirkungen würde die Umsetzung dieser 
Entschließung nach sich ziehen? 

c) Welche Maßnahmen für eine verstärkte Zusammenarbeit in den 
Bereichen Justiz und Inneres haben die zuständigen EU-Gre- 
mien vorgeschlagen (bitte unter Angabe von Datum und Doku- 
mentennummer angeben)? 

Welche Vorschläge möchte die Bundesregierung in dieser Sache 
unterbreiten? 


Im Anschluß an die Erörterungen des Rates (Justiz und Inneres) 
am 4./5. Dezember 1997 (vgl. Ratsdokument 12512/3/97 ASIM 
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229 REV 3) hat der britische Vorsitz auf der Ebene des K-Aus- 
schusses Kontakt mit der Türkei aufgenommen und nach einem 
Vorbereitungstreffen am 19. Januar 1998 am 9. und 10. März in 
Begleitung des Vorsitzenden der Ratsarbeitsgruppe Migration 
und von Vertretern der Kommission sowie des Generalsekretariats 
des Rates in Istanbul und Ankara Gespräche geführt. Ein Bericht 
hierzu war Gegenstand der Beratungen in der Sitzung des K.4- 
Ausschusses am 26. /27. März 1998. 

Voraussichtlich noch unter britischem Vorsitz wird ein weiteres 
Treffen mit der Türkei auf der Ebene des K.4-Ausschusses stattfin- 
den, wobei der Teilnehmerkreis (Vorsitz, Troika, evtl, weitere Mit- 
ghedstaaten) und die genauen Themen noch nicht feststehen. Kon- 
krete Maßnahmen wurden mit der Türkei bislang nicht vereinbart. 

Die Erörterung der Themen aus dem Bereich Justiz und Inneres, 
zu denen in der Entschließung vom 30. Oktober 1995 intensivere 
Kontakte in Aussicht genommen wurden, war wesenthcher 
Zweck der am 12. März 1998 eröffneten Europakonferenz, zu der 
auch die Türkei eingeladen war. Bedauerhcherweise hat die Tür- 
kei jedoch nicht teilgenommen. Dort spielten die Möghchkeiten 
und Perspektiven der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres eine hervorgehobene Rolle. Dazu wurde auf Initiative 
des Herrn Bundeskanzlers eine Expertengruppe zur Bekämpfung 
der organisierten Kriminahtät und des Drogenhandels eingesetzt. 
Dabei besteht auch für die Türkei die Möglichkeit der Teilnahme. 
Insofern dient auch die Europakonferenz der mit der Entschlie- 
ßung intendierten Kooperation. 


4. Wann und wo hat die EU bzw. die Bundesregierung bislang mit der 
Türkei über ein Rücknahmeabkommen verhandelt (bitte detailliert 
angeben)? 

a) Wie ist der diesbezüghche Verhandlungsstand in bezug auf 
Rücküb emahme bzw. Durchbeförderungen 

— eigener Staatsangehöriger, 

— Staatenloser, 

— Drittstaatsangehöriger 
sowie im Hinbück auf 

— Personen ohne legalen Aufenthaltstitel, deren Staatsange- 
hörigkeit nicht geklärt werden konnte? 

b) Worin bestehen mögüche konträre Positionen im Zusammen- 
hang mit dem von der BundesrepubÜk Deutschland ange- 
strebten Übereinkommen? 


Weder die EU noch die Bundesregierung haben bislang mit der 
Türkei Verhandlungen über ein Rückübemahmeabkommen auf- 
genommen. 


5. Welche praktischen Auswirkimgen würde der Abschluß eines 
deutsch-türkischen Rücknahmeabkommens für die Abschiebung 
ausreisepfüchtiger irakischer Staatsangehöriger haben? 

6. Wie viele Personen wären von diesem Rücknahmeabkommen be- 
troffen? 


Die Bundesregierung gibt keine Auskünfte auf hypothetische 
Verläufe. 
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7. In welchem Umfang hat die Türkei seit 1995 Mittel aus dem MEDA- 
und anderen Finanzierungsprogrammen der EU erhalten, und für 
welche Zwecke (bitte einzeln auf führen)? 


Die Bundesregierung verfügt über keine eigenen statistischen 
Unterlagen, die Auskunft über Umfang und Verwendungszweck 
der Mittel aus dem MEDA-Programm für die Türkei geben. 

Nach den von der Europäischen Kommission in der Sitzung des 
Mittelmeerausschusses am 22. Januar 1998 verteilten Übersichten 

— Execution des credits d'engagement du Programme MEDA en 
1996 et 1997 (Umsetzung der Verpflichtungsermächtigungen 
MEDA-Programm 1996 und 1997), 

— Execution des credits de paiement du Programme MEDA en 
1996 et 1997 (Umsetzung der Baransätze MEDA-Programm 
1996 und 1997) 

ergibt sich folgendes Büd: 

Verpflichtungsermächtigungen für 1966/1997 

7 Projekte 

mit Laufzeiten zwischen 1,5 und 5 Jahren 

und einem Kostenansatz zwischen 0,25 und 14 Mio. ECU je Vor- 
haben, insgesamt 34,43 Mio. ECU 

Verpflichtungsermächtigungen für 1997 

17 Projekte 

davon eines („Förderung der Menschenrechtssituation") unter- 
teilt in 17 Einzelvorhaben; Laufzeiten zwischen 1 Jahr und 4 Jah- 
ren, teils keine feste Laufzeit (variabel) 

Kostenansatz zwischen 0,15 und 21,3 Mio. ECU je Vorhaben, ins- 
gesamt 68,97 Mio. ECU 

Baransätze in 1996 und 1997 

7 Projekte; 

Aufwendungen in 1996 zwischen 855 000 und 14 000 000 ECU je 
Vorhaben, insgesamt 33,143 Mio. ECU 

Aufwendungen in 1997 zwischen 250 000 und 1 025 650 ECU je 
Vorhaben, insgesamt 1,276 Mio. ECU 

Im Rahmen der Programme PHARE und TACIS wird die Türkei 
nicht berücksichtigt. 


8. Inwiefern macht die Bundesregierung die Gewährung von Hilf en , 
Krediten und/ oder Leistungen der Finanziellen und Technischen 
Zusammenarbeit für die Türkei von der Unterzeichnung eines Rück- 
nahmeabkommens abhängig? 


Die Entwicklungszusammenarbeit ist Teil der auswärtigen Bezie- 
hungen zwischen Deutschland und unseren Partnerländern. Eine 
konditionierte Zusammenarbeit entspricht dabei nicht den Ziel- 
vorstellungen. 
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9. Aus welchem Grund wurde das Treffen hochrangiger Polizeiver- 
treter am 8. Januar 1998 in Rom nicht innerhalb der EU-Strukturen, 
sondern im Rahmen der Schengen-Kooperation angesiedelt? 


Die Polizeikonferenz von Rom fand weder im Rahmen der EU noch 
von Schengen statt. 


10. Wer hat als Vertreter welcher türkischen Behörde an den o. g. Konfe- 
renzen hochrangiger Polizeivertreter teilgenommen (bitte mit Na- 
men auf schlüsseln)? 

Welche die Türkei betreffenden Maßnahmen wurden auf diesen 
Treffen vereinbart? 


An der Polizeikonferenz am 8. Januar 1998 haben für die türkische 
Seite teilgenommen: 

BILICAN, Nacati, Chef der türkischen Polizei (Delegationsleiter), 
TEZC AN, Ecvet, Botschafter im türk. Außenministerium, 

YARAT, Ozean, Chef der Abteilung „Illegale Einwanderung'' der 
türk. Gendarmerie, 

UYASAL, Unal, Superintendent, stellv. Leiter der Zentralen 
Rauschgiftbekämpfung, 

CAN, S. Hakan, Chief Inspector, Interpol Ankara, 

AKDENIZ, Bulent, türk. Rauschgiftverbindungsbeamter in Rom. 

An der Konferenz am 3. Februar 1998 wurde die türkische Seite 
von nachfolgend genannten Personen vertreten: 

ILHAN, Mustafa, stellv. Leiter der Behörde für „Ausländer, 
Grenze und Einwanderung", 

AL, Kenan, Superintendent bei Interpol Ankara, 

UYSAL, Unal, S.O., 

AKDENIZ, Bulent, s. o. 

Die Konferenz vom 8. Januar 1998 verabschiedete die als Anlage 
beigefügte Absichtserklärung. Ihr hat sich die Türkei allerdings 
formal nicht angeschlossen, da die von ihr geforderte Verurteilung 
der PKK als verbrecherische Organisation nicht in der Erklärung 
enthalten ist. Die Türkei hat sich indes bereit erklärt, in der Frage 
der Bekämpfung der illegalen Zuwanderung fachlich mit den üb- 
rigen Teilnehmerstaaten zusammenzuarbeiten. 


11. An welchen anderen Treffen der EU bzw. der Schengen- Koopera- 
tion zur Einschränkung der Fluchtmöglichkeiten von Kurdinnen 
und Kurden hat die Türkei seit der Tagung der Innen- und Justiz- 
mirüster am 4./5. Dezember 1997 mit Vertretern welcher Behörden 
teilgenommen (bitte auf schlüsseln)? 

Welche die Türkei betreffenden Maßnahmen wurden auf diesen 
Treffen vereinbart? 


Die Türkei hat an keinem Treffen von EU-Gremien bzw. der 
Schengener Kooperation teilgenommen. 
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12, Wie viele Personen welcher Staatsangehörigkeit hat die türkische 
Polizei - nach Kenntnis der Bundesregierung - seit dem 8. Januar 
1998 wo festgenommen, um sie an der Flucht in die EU zu hindern 
(bitte aufschlüsseln)? 

a) Wie viele Personen befinden sich derzeit noch in Haft bzw. in 
Abschiebeeinrichtungen? 

b) Wie viele dieser Personen wurden von der Türkei in welche 
Staaten abgeschoben bzw. zurückgeführt? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 


13. Kann die Bimdesregierung nach ihrer Kenntnislage die Angaben 
des UNHCR bestätigen, denen zufolge allein 1997 etwa 22 000 
irakische Kurdinnen und Kurden von der Türkei in den Irak abge- 
schoben bzw. rückgeführt worden sind? 

a) Wenn nein, wie viele Personen welcher Staatsangehörigkeit 
wurden - nach Kenntnis der Bundesregierung - 1997 von der 
Türkei in den Irak abgeschoben, rückgeführt bzw. durch- 
befördert? 

Wie viele dieser Personen waren kurdischer Volkszugehörig- 
keit? 

b) Inwieweit droht durch diese Praxis der türkischen Behörden 
nach Kenntnis der Bundesregierung ein Verstoß gegen das sich 
aus der Genfer Flüchtüngskonvention ergebende Non-Refoule- 
mentgebot für aus der EU abgeschobene bzw. rückgeführte 
irakische Kurdinnen und Kurden? 


Nein. Im übrigen wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 

Ein drohender Verstoß gegen das Non-refoulement- Gebot durch 
die Mitghedstaaten der EU ist nicht ersichtüch. 


14. War die Errichtung von Flüchtüngslagem auf türkischem Ter- 
ritorium Gegenstand der römischen Polizeikonferenz oder nach- 
folgender Treffen auf EU-Ebene bzw. im Rahmen der Schengen- 
Kooperation? 

Wenn ja, durch wen wurde die Errichtung dieser Lager dort befür- 
wortet und unterstützt? 


Die türkische Delegation hat auf der Konferenz am 3. Februar 
1998 mitgeteilt, daß die Einrichtung von Auffanglagern für kur- 
dische Flüchtlinge beabsichtigt sei. Diese Mitteilung ist von den 
übrigen Teilnehmerstaaten zur Kenntnis genommen worden. 


15. Hat die türkische Regierung nach Kenntnis der Bundesregierung 
mit der Errichtung der o. g. Flüchtlingslager begonnen? 

a) Wo sollen diese Lager errichtet werden? 

b) Wann ist mit deren Fertigstellung zu rechnen? 

c) Ab wann sollen dort Flüchtlinge untergebracht werden? 

16. Für welchen Personenkreis soUen diese Lager errichtet werden (für 
aus der EU abgeschobene Kurdinnen und Kurden oder auch für 
Personen, die an der Flucht in die EU gehindert werden sollen)? 

1 7 . Auf welcher Rechtsgrundlage sollen diese Menschen nach Kenntnis 
der Bundesregierung dort über welchen Zeitraum untergebracht 
werden? 


Nein. Weitere Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. 
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18. Ist beabsichtigt, die Errichtung und den Unterhalt von Flücht- 
lingslagern in der Türkei durch die EU bzw. durch bilaterale 
Finanzhilfen (z. B. durch die Bundesregierung) zu unterstützen? 


Nein, 


19. Kann die Bundesregierung ausschUeßen, daß in diesen Lagern 
Kurdinnen und Kurden türkischer Staatsangehörigkeit unterge- 
bracht werden? 

Inwiefern ist vorgesehen, etwaige Zusicherungen der türkischen 
Regierung auch zu überprüfen? 

20. Inwiefern soll die Einhaltung der Menschenrechte in diesen Lagern 
durch EU-Gremien oder UNHCR, Amnesty International oder das 
Rote Kreuz überwacht werden? 

21. Inwieweit ist geplant bzw. ist davon auszugehen, daß diese Lager 
als Ausgangspunkt für Abschiebe- bzw. Rückführungsaktionen der 
türkischen Behörden genutzt werden sollen? 


Nein. Weitere Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nicht vor. 


22. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, was aus 
den 15 000 kurdischen Flüchtlingen geworden ist, die Anfang 1997 
wegen der Schließung des UNHCR-Flüchtlingslagers Etrus und 
den dort herrschenden instabilen Lebensbedingungen gezwungen 
waren, das Lager zu verlassen? 

a) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, daß die 
Flüchtlingslager des UNHCR in Etrus und Ninova vor deren 
Auflösung Ziel von Angriffen der türkischen Armee bzw. von 
Einheiten der KDP gewesen sind? 

b) Wie viele Kurdinnen und Kurden mußten dann aus dem aufge- 
lösten Lager Ninova nach Kenntnis der Bundesregierung erneut 
fliehen? 

c) Handelt es sich bei dieser Flucht von Kurdinnen und Kurden um 
eine Fluchtbewegung oder lediglich um ein Phänomen von 
„Binnenmigration'' (vgl. Drucksache 13/9792)? 

d) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die Ver- 
sorgung dieser kurdischen Flüchtlinge mit Nahrungsmitteln, 
Decken, Zelten, Heizmaterial und Medikamenten? 

e) Welche Sofortmaßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen 
bzw. plant sie, um den von Hunger und Kälte bedrohten Kur- 
dinnen und Kurden zu helfen? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. Im übrigen werden die 
Flüchtlinge nach Informationen des UNHCR durch den Irakischen 
Roten Halbmond und den UNHCR versorgt. Die Nahrungsmittel 
kommen größtenteüs aus den WFP-Lagern. Die Gesundheits- 
situation habe sich stabilisiert und die Flüchtlinge seien adäquat 
zum Überwintern versorgt worden. Die Bundesregierung hat die 
Versorgung der Kurden durch Hilfsmaßnahmen des IKRK und des 
DRK, die aus dem Titel der Sofort- und Katastrophenhilfe der 
Bundesregierung finanziert werden, begleitet. 


23. Wie viele türkische Soldaten sind nach Kenntnis der Bimdesregierung 
derzeit im Nordirak für welchen Zeitraum stationiert? 

a) Wie viele türkische Soldaten sind Anfang Februar 1998 in den 
Nordirak eingedrungen? 

b) Wurden die zuständigen NATO-Gremien vorab über die bevor- 
stehenden Invasionen der türkischen Armee in den Nordirak in- 
formiert? 

Wurde hierüber innerhalb der NATO Einvernehmen erzielt, und 
wenn ja, wann? 


8 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10404 


c) Hat die Türkei mit den Invasionen in den Nordirak womöglich 
gegen das Völkerrecht verstoßen, und wenn ja, was hat die 
Bundesregierung hiergegen unternommen? 

d) Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, daß das 
türkische Müitär rund 30 000 Soldaten bereithält, um ggf. auf 
irakischem Territorium kurdische Flüchthnge „abzufangen" ? 

e) Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über Pläne der 
türkischen Armee, im Gebiet der sog. UN-Schutzzone eine miU- 
tärische „Pufferzone" für kurdische Flüchtlinge einzurichten? 


Ob, wie viele und für welchen Zeitraum türkische Soldaten im 
Nordirak stationiert oder Anfang Februar 1998 eingedrungen 
sind, ist der Bundesregierung nicht bekannt und war auch nicht 
Gegenstand von Erörterungen in NATO-Gremien. Im übrigen 
wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 


24. Wurden die zuständigen NATO-Gremien über die türkischen Pläne 
zur Errichtung einer „Pufferzone" im Nordirak informiert? 

Wurde hierüber innerhalb der NATO Einvernehmen erzielt, und 
wenn ja, wann? 


Das Thema wurde in NATO-Gremien nicht erörtert. 


25. Welche anderen Vorbereitungen hat das türkische Müitär nach 
Kenntnis der Bundesregierung getroffen, um sich auf eine mögli- 
cherweise bevorstehende Massenflucht von Kurdinnen und Kurden 
auf das türkische Hoheitsgebiet vorzubereiten? 


Auf die Vorbemerkung wird verwiesen. 


26. Was versteht die Bundesregierung in der praktischen Umsetzung 
darunter, „dem Migrationsphänomen nahe am Ausgangsherd ent- 
gegenzutreten" (laut BMI- Aktionsprogramm vom Dezember 1997)? 


Dem Migrationsphänomen nahe am Ausgangsherd entgegen- 
zutreten heißt für die Bundesregierung, darauf hinzuwirken, daß 
Maßnahmen an den Grenzen der Staaten ansetzen, die möglichst 
nahe am Beginn der Wanderungs- und Schleusungsrouten liegen. 
Abwehrmaßnahmen zur Eindämmung der illegalen Zuwan- 
derung, die erst an den Grenzen der jeweiligen Zielstaaten ein- 
setzen, greifen zu kurz und entfalten geringere Wirkung. Deshalb 
hat die Bundesregierung auch im Falle der illegalen Zuwan- 
derung aus dem Irak und den Nachbarregionen von Griechenland 
und Itahen die solidarische Erfüllung ihrer Pfhchten, die sie als 
Mitgliedstaaten der EU haben, eingefordert sowie die Einbindung 
der Türkei in die Lösung dieses Problems gefordert. 
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